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(1) Das „Friedensgutachten 2004“ ist
ein ärgerliches und überflüssiges
Machwerk. In der Formulierung un-
scharf und widersprüchlich, in der po-
litischen Aussage kontraproduktiv, in
den preisgegebenen Intentionen lar-
moyant und in einem besonderen Fall
beschämend – man wundert sich, dass
renommierte Einrichtungen wie das In-
stitut für Friedensforschung und Si-
cherheitspolitik an der Universität
Hamburg (IFSH) und die Hessische
Stiftung Friedens- und Konfliktfor-
schung (HSFK) sich dazu hergegeben
haben. Besonders auffällig ist die den
29 Einzelanalysen vorgeschaltete „Stel-
lungnahme zur gegenwärtigen Situa-
tion“. Dass Stil und Sprachcode darun-
ter leiden, wenn ein Text im Kollektiv
erstellt wird, kann man nachvollziehen.
Politisch kontraproduktiv ist aber der
Versuch, Europa mit aller Gewalt zur
„Zivilmacht“ zu erklären – als ob dies
überhaupt möglich und erstrebenswert
wäre.

Was nicht verstanden wird, ist die Not-
wendigkeit, dass Europa zur Erfüllung
seiner internationalen Mitverantwor-
tung auf allen Sektoren politischen
Handelns stark sein sollte. Dies schließt
auch die Fähigkeit zur Androhung und
Anwendung von Militärmacht mit ein.
In der sich globalisierenden Welt ge-
winnt die „Weltinnenpolitik“ zuneh-
mend an Dynamik, und wir Europäer

sollten die Kontrolle der unausweich-
lichen und oftmals schmerzhaften Ver-
änderungsprozesse nicht nur den USA
oder den neuen asiatischen Großmäch-
ten überlassen.

Der EU-Außenpolitik wird vorgewor-
fen, die „klare Trennung zwischen zivi-
len und militärische Instrumenten in der
Krisenprävention zu verwischen“. Die-
se Trennung besteht wohl nur in den
Wunschvorstellungen der Autoren – in
der realen Welt gehören beide Instru-
mente zusammen. Man möge doch bit-
te die namhaften Positionen der ande-
ren europäischen Mittelmächte an-
schauen – dort wird „Realpolitik“ be-
trieben, von der wir lernen könnten.

Kontraproduktiv auch die Schelte an
der „falsch justierten Bundeswehr“.
Man kritisiert, dass die Strukturplanung
des BMVg auf keiner „sicherheitspoli-
tisch überzeugenden Bedarfsanalyse“
beruht – eine solche hätte man dann
gerne hier gesehen. Die Bundeswehr
übt bei „Invasionsmanövern nicht die
Verteidigung des eigenen, sondern die
Einnahme feindlichen Territoriums“,
sie besteht sogar auf einem „Truppen-
übungsplatz, der als einziger in
Deutschland die Simulation von An-
griffsoperationen mit Luft-Boden-Ra-
keten ermöglicht“. 

Es ist kaum zu begreifen – eine rang-
hohe Politikerin hat gerade die „huma-
nitäre Intervention“ der Bundeswehr im
Sudan gefordert, aber anstatt die eige-
nen Streitkräfte für eine solche (eigent-
lich überfällige) Mission auszustatten,
erhält eine lokale Bürgerinitiative die
Chance zur friedlichen Selbstdarstel-
lung. Wie lange dauert der Lernprozess
in der Politikbetrachtung, bis alle wis-
sen, dass unsere Streitkräfte allmählich
einen Status einnehmen sollten, der sie
zur Teilnahme an Invasionen gegen ein
Unrechtssystem wie am 6. Juni 1944
befähigt?

Larmoyant sind vor allem die an ver-
schiedenen Stellen auftauchenden For-
derungen nach Senkung der Militäraus-
gaben, „um Mittel für langfristig orien-
tierte Krisen-Prävention und Konflikt-
nachsorge verfügbar zu machen“.
Schlimm, um nicht zu sagen scheinhei-
lig, ist aber die fast wohlwollende Be-
handlung Russlands im Friedenskon-
text – es ist eine „verlässliche Größe“,
handelt „gelassen“, verzichtet sogar auf

„imperiale Drohungen“! Russlandken-
ner wie -liebhaber würden berichten,
dass sich dieses über Nacht ändern
könnte, sobald unser großer Nachbar
wieder über mehr – nicht demokratisch
kontrollierte Potenz verfügt. Auf dem
Weg dorthin hat er sich zum zweitgröß-
ten Waffenexporteur weltweit gemau-
sert, und im Rahmen seiner uneinge-
schränkten Lieferbereitschaft kürzlich
moderne Waffensysteme an die Mili-
tärregierung Sudans verkauft. Kein
vollständiger Satz wird verschwendet
über die Konsequenzen einer „gelenk-
ten Demokratie“ – ein Euphemismus
für den Übergang zur Diktatur, und die
Menschenrechte in Tschetschenien sind
nur eine milde Erwähnung wert – hier
wird mit zweierlei Maß gemessen. Es
ist wohl einfacher, die USA und die ei-
gene Regierung zu schelten, als einer
„Weltmacht in Regeneration“ die einfa-
che Wahrheit zu sagen.

Die 29 Einzelanalysen sind unter-
schiedlicher Qualität, von der soliden
Beschreibung des Terrorismusproblems
durch Hans-Joachim Gießmann über
die klare Analyse bei den Massenver-
nichtungswaffen durch Harald Müller ,
über die sehr lesenswerte Bewertung
des Staatszerfalls durch Hans-Georg
Ehrhart, eine nachvollziehbare Begrün-
dung für den EU-Beitritt der Türkei von
Bruno Schoch , eine interessante Wür-
digung des Begriffs „Human Security“
durch Michael Brzoska bis hin zu den
Möglichkeiten bei der Frühwarnung
von Angelika Spelten.

Weniger überzeugend die Fragestellun-
gen nach der zivilen Konfliktbearbei-
tung durch Christoph Weller, die Be-
trachtung der deutschen Friedenspolitik
durch Reinhard Mutz – er präferiert
Metaphern aus der Fußballwelt und
sieht „Orwellsche Sprachverformun-
gen“ bei der deutschen Sicherheitspoli-
tik. Weniger überzeugend sind die ge-
sinnungsethisch getrübten Ausfüh-
rungen zu den „Militärs als Ent-
wicklungshelfer“ von Andreas
Heinemann-Grüder/Tobias Pietz,
sie sehen die „in westlichen De-
mokratien charakteristische zivil-
demokratische Kontrolle gegenü-
ber dem Militär in den Postkon-
flikt-Gebieten außer Kraft gesetzt“
– ein schwerer Vorwurf gegen die
aktuelle Regierung, die den Primat
der Politik über die Streitkräfte zu
jeder Zeit gewährleisten muss –
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und behaupten, dass positive Berichte
über Cimic-Einsätze „die Truppenmo-
ral verbessern und damit den Rück-
zugswillen(?) mindern“. 

Der Bundeswehr wird „geringe ent-
wicklungspolitische Kompetenz“ attes-
tiert und das von der Regierung ge-
plante „Entsendegesetz“ mit Argwohn
betrachtet. Für die Verfasser wird „die
Mission einer humanitären Organisa-
tion durch die Nähe zum Militär dis-
kreditiert“, ein Nachweis für all diese
Abgrenzungsargumente wird aber in
keinem Fall geliefert. So wird Abgren-
zung statt Kooperation verfestigt, ohne
Grundlage von Fakten. Man kann ver-
muten, dass eine Art „präemptiver
Existenzangst“ und nur die Unwissen-
heit über die Leistungsfähigkeit ande-
rer Politikbereiche hier die Feder ge-
führt hat. 

Für das Friedensgutachten 2005
wünscht man sich die Anwendung des
Prinzips „Do no Harm“, diesmal für
den deutschen Steuerzahler, indem ein
unvoreingenommenes, interdisziplinä-
res und objektiv nachvollziehbares Her-
angehen an die äußerst komplexe Fra-
gestellung nach dem besten Weg zum
Frieden gewählt wird.

*

(2) Die Bundesakademie für Si-
cherheitspolitik hat mit dem Er-
gänzungsband 1 zur Sicherheits-
politik in neuen Dimensionen das
im Jahr 2001 vorgelegte „Kom-
pendium zum erweiterten Sicher-
heitsbegriff“ aktualisiert, und da-
bei deutliche Veränderungen wie
z.B. bei EU und GASP (Gemein-
same Außen- und Sicherheitspo-
litik) wie auch Fragestellungen
zur Inneren Sicherheit mit aufge-
nommen. Diese Sicherheitspolitik
in neuen Dimensionen „umfasst
neben der Außen- und Verteidi-
gungspolitik auch wirtschafts-

und finanzpolitische, innen-
politische, staats- und völ-
kerrechtliche, entwicklungs-
politische, soziale und öko-
logische Aspekte“.

Nach dem 11.09.2001 mus-
ste die Verzahnung von Inne-
rer und Äußerer Sicherheit
näher betrachtet werden.
Beiträge zur Erhellung die-
ser komplexen Zusammen-
hänge haben namhafte Per-

sönlichkeiten aus Regierung und Wis-
senschaft zur Verfügung gestellt, wie
die Staatssekretäre Peter Eickenboom
(BMVg), Lutz Diwell (BMI), die Pro-
fessoren Christian Hacke (Bonn),
Heinz-Jürgen Axt (Duisburg-Essen)
und Manuel Fröhlich (Jena). Die Si-
cherheitsdimension in der EU-Verfas-
sung wird sachkundig kommentiert von
Josef Janning/Claus Giering (Bertels-
mann-Stiftung). Admiral a.D. Hans
Frank (BAKS) bescheinigt der deut-
schen Sicherheitspolitik konzeptionell
die „volle Übereinstimmung mit der
GASP“ und unterstreicht, dass präven-
tive Sicherheitspolitik auch „politische
und diplomatische Initiativen sowie den
Einsatz wirtschaftlicher, entwicklungs-
politischer, rechtsstaatlicher, humanitä-
rer und sozialer Maßnahmen umfasse“,
und er fordert ein „ressortübergreifen-
des Krisenmanagement“.

Die Einzelberichte zu Afghanistan
(Wilhelm Dietl), Irak (Peter Hünseler),
zum Globalen Islamistischen Netz-
werkterrorismus (Kai Hirschmann) u.a.
offenbaren beträchtliche Sachkenntnis,
und wer sich für eine kritische und zu-
gleich ausgewogene Betrachtung Russ-
lands interessiert, wird von Alexander
Rahr (DGAP) gut informiert. Be-
sonders lesenwert erscheint der Beitrag
von Hans-Ulrich Seidt vom Auswärti-

gen Amt – er be-
fasst sich mit
dem heißen
Thema von
morgen: Staatszer-
fall und Anomie. Er sieht
trotz militärischer Stabili-
sierungsversuche die
„einst so stabile Staaten-
welt im Zerfall. In ihren
Trümmern entstehen Umschlagplätze
des internationalen Waffen-, Drogen-
und Menschenhandels. Rechtsfreie
Räume werden zum Ausgangspunkt der
großen Wanderungen, zur Brutstätte der
Pandemie Aids oder zum Rückzugsge-
biet von Terroristen.“ Er konstatiert das
erneute Auftauchen des Begriffs „Geo-
politik“, und begrüßt den „pragmati-
schen Realismus“ wie er in den Außen-
politischen Thesen der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen, 1. Fassung vom
13.06.2003 vorgestellt wird.

Es geht in Zukunft darum, schreibt
Seidt, „hinter der Fassade staatsrecht-
licher Fiktionen und diplomatischer
Absichtserklärungen in anomischen
Räumen die tatsächliche Lebenswelt
der Menschen zu erkennen und zu ge-
stalten.“ Abschließend zitiert er die
Bundesregierung: „Dies bedeutet lang-
fristig auch, die Grundlagen einer ko-
operativen Ordnungspolitik für das 21.

Jahrhundert zu entwerfen,
die Zonen der Ordnungslo-
sigkeit nicht mehr zulässt
und auf eine Weltordnung
zielt, die allen Völkern ei-
ne volle und gerechte Teil-
habe ermöglicht.“

Dem ist nichts hinzuzufü-
gen – man darf aber ge-
spannt sein, wie die teil-
weise in alten Stereotypen
verhafteten Politikbereiche
und Nichtregierungsorga-
nisationen auf solche neu-
en Denk- und Planungsan-
sätze reagieren werden.
Die OECD hat mit ihrem
Development Assistance
Committee (DAC) einen
Vorschlag dazu vorgelegt:
„Whole-of-Government
Approach“, eben „gemein-
sames Regierungshan-
deln“. Nicht nur die Leser
dieses sachlichen und
hoch-informativen Sach-
buches werden darauf ge-
spannt sein.
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*

(3) Die insge-
samt 17 Bei-

träge gehen auf Er-
kenntnisse und Empfeh-

lungen aktiver „Krisenma-
nager“, Politiker und Wis-
senschaftler zurück, die auf
Veranstaltungen der BAKS

über krisenhafte Entwicklungen und ih-
re Beherrschung gesprochen haben. Ein
breites Spektrum ziviler und militäri-
scher Konfliktbearbeitung wird vorge-
stellt, mit dem Ziel, auf Chancen und
Synergien hinzuweisen, die sich aus
dem unterschiedlichen Zusammenwir-
ken staatlicher und nicht-staatlicher Ak-
teure ergeben können. Die Bundesaka-
demie erfüllt damit einen ihrer Grund-
aufträge: Sie plädiert für ein Ressort
übergreifendes Krisenmanagement –
genau das, was zurzeit fehlt und auch
mit dem jüngsten „Aktionsplan der
Bundesregierung“ noch nicht hinrei-
chend geleistet wurde. 

Während Tobias Debiel (ZEF) sich auf
zivile Strategien der Konfliktverhütung
konzentriert, sieht er „die Staaten- und
Gesellschaftswelt noch weit davon ent-
fernt, über ein funktionierendes globa-
les Regime zur konstruktiven Konflikt-
bearbeitung zu verfügen“, und er unter-
streicht die „Vorteile nicht-staatlicher
Akteure, wenn es darum geht, Kommu-
nikation jenseits diplomatischer Vorga-
ben zu ermöglichen“. Jürgen Chrobog
vom Auswärtigen Amt erkennt struktu-
relle und akute Krisenprävention sowie
Krisenbewältigung als „außenpolitische
Herausforderungen“ und erläutert die
Möglichkeiten und Grenzen der „Prä-
ventiven Diplomatie“. Bisweilen schei-
tert diese Art der Diplomatie, aber
„wenn sie erfolgreich ist, steht sie nicht
im Licht der Öffentlichkeit...Strukturelle
Prävention braucht einen langen
Atem“. Michael Steiner bezeichnet pe-
ace-keeping als „hartes Brot“, aber: „Es
ist möglich“, und er unterlegt dieses an-
hand seiner Erfahrungen aus Bosnien
und dem Kosovo.

Andreas Mehler befasst sich mit den
Reformen staatlicher Institutionen und
stellt zu Recht fest, dass „große institu-
tionelle Reformen auch Verlierer schaf-
fen“ – von diesen natürlichen Gegen-
spielern jeglicher Reform hört man
sonst wenig. Ob man allerdings so weit
gehen kann, bei den Reformen im Jus-
tiz und Sicherheitssektor (JSSR) erst
dann Erfolge zu erwarten, wenn „sich

im Zuge von Staatszerfall die alten
Strukturen aufzulösen begonnen ha-
ben“, ist fraglich. Bisher ist nicht ge-
glückt, einen einmal zerfallenen Staat
über eine „Notversorgung“ hinaus zu
rekonstruieren. Könnte es sein, dass
Mehler den durch die Globalisierung
stetig zunehmenden Reformdruck in
den Eliten von Gesellschaft wie auch in
Militär und Polizei der Entwicklungs-
länder unterschätzt?

Wolfram Zunzer erläutert die „zivile
Konflikttransformation“ und ordnet da-
bei die „Strategie der präventiven Kon-
fliktvermittlung und reaktives Krisen-
management“ den machbaren Aktivitä-
ten ziviler Organisationen zu. Hier liegt
wohl eine beträchtliche Überschätzung
der „zivilen“ Möglichkeiten vor, denn
solche Strategien dürften ohne enge
Kooperation mit den diplomatisch/mili-
tärischen Potenzialen wertlos sein. Sei-
ne Aussage, dass „zivile Konfliktbear-
beitung insbesondere dann Aussicht auf
Erfolg hat, wenn eine Art Machtgleich-
gewicht oder Pattsituation in politischer
und militärischer Hinsicht zwischen den
Kriegsgegnern besteht“, unterstützt den
Zusammenhang zwischen zivilen und
militärischen „Potenzialen“. Weiter
heißt es: „Um auf Dauer eine friedliche
Wirkung zu erreichen, ist es notwendig,
zwischen allen drei Tracks“ – hier wäre
schon zu fragen, ob Tamilen und ande-
re Akteure das Konstrukt der drei Tracks
überhaupt nachvollziehen können – „ei-
ne ausreichende Kohärenz herzustellen.
Hierfür bedarf es einer möglichst gut
funktionierenden Abstimmung zwi-
schen den in diesem Bereich tätigen
staatlichen und multi-lateralen Akteu-
ren, kirchlichen Trägern, politischen
Stiftungen, den Nichtregierungsorgani-
sationen sowie den Organisationen aus
humanitärer Hilfe und Entwicklungszu-
sammenarbeit.“

Die tägliche Praxis in tropischen Re-
gionen hat doch eindeutig aufgezeigt,
dass die Mehrzahl der genannten Ak-
teure der eigenen Agenda folgt und sol-
che Erwartungen an eine Kohärenz als
zwingende „conditio sine qua non“ ein-
fach unrealistisch sind. Das Fazit Zun-
zers gleicht einer Versuchsanleitung aus
der Retorte : „Um Koordination...leis-
ten zu können, bedarf es...einer genau-
en Kenntnis von den Verbindungen
innerhalb und zwischen unterschied-
lichen politischen Zusammenhängen
sowie über den vernetzten Charakter
der Beziehungen zwischen Staat, Zivil-
gesellschaft, der informellen und for-

mellen Ökonomie, kriminellen und so-
zial-politischen Gruppen, Polizei, Mili-
tär und Paramilitärs.“ Wie kommt man
mit dem ausschließlich „zivilen An-
satz“ an diese Informationen?

Weiter heißt es: „Allianzen sind hierbei
als Abstimmung von Eckpunkten ak-
tueller und geplanter konflikttransfor-
mativer Aktivitäten auf Zeit zu verste-
hen, um Doppellungen zu vermeiden
und Synergieeffekte zu ermöglichen.
Sie setzen ein hohes Maß an politischer
Netzwerkarbeit und ein Mindestmass
an übereinstimmender politischer Vi-
sion sowie die Fähigkeit voraus, Ab-
stimmungsprozesse trotz Konkurrenz
konstruktiv zu gestalten und eine Dy-
namik negativer Konkurrenz zwischen
den Organisationen zu vermeiden.“ Wo
befindet sich der Autor, im Obersemi-
nar oder in Port-au-Prince? Im letzteren
gewiss nicht, dort würde man ihn nicht
verstehen. Vielleicht könnte man sich
doch einmal mit einer integrierten Her-
angehensweise an die wichtige Aufga-
be der Krisenprävention befassen?

Ulrike von Pilar fällt die Entscheidung
nicht leicht, wie sich humanitäre Orga-
nisationen verhalten sollten, „neutral“
oder „aktiv an der Prävention mitarbei-
ten“? Ihre Erkenntnisse beruhen weit-
gehend auf dem Wirken von „Ärzte oh-
ne Grenzen“, deren segensreiche Akti-
vitäten weltweit geschätzt werden. Man
kann nur zustimmen: „Humanitäre Or-
ganisationen sollten überhaupt nicht
das Geschäft und die Verantwortung
der Politik übernehmen.“

Zugleich aber bedeutet humanitäre Hil-
fe auch immer, „sich zu widersetzen,
wenn Menschen durch Gewalt bewusst
und absichtlich Leiden zugefügt wer-
den“. Kann man da unparteiisch funk-
tionieren, ohne für die Hilflosen einzu-
treten und den Böse-tuenden den Spie-
gel vorzuhalten? Das Dilemma für die
humanitären Helfer wird weiter existie-
ren. Dies zeigt auch der gerade verkün-
dete Rückzug der „Ärzte ohne
Grenzen“ aus Afghanistan – bei
der öffentlichen Begründung wur-
de u.a. auch die Armee der Verein-
igten Staaten wegen bestimmter
Regelverstöße kritisiert – sicher
keine unpolitische Aktion.

Abschließend erläutert Cord Jako-
beit das „Krisenmanagement am
Beispiel Kongo“. Seine Bewer-
tung der durch Frankreich geleite-
ten und von der UN mandatierten
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militärischen „Operation Artemis“ ist
weitaus zurückhaltender als die offi-
zielle Lesart.“ Und: „Es reicht nicht
aus, die Verstrickung Ugandas und Ru-
andas nur ..anzusprechen. Deutlichere
negative Sanktionen sind längst über-
fällig.“ Er beklagt, „wie weit die euro-
päische Afrikapolitik noch von der be-
schworenen Kohärenz entfernt ist“ und
sieht im Verhalten der EU ein „massi-
ves Glaubwürdigkeitsproblem“. Jako-
beit warnt im voraus: „Die rund 40 be-
waffneten Milizen, die weiter im Osten
der DR Kongo operieren und deren
Entwaffnung bisher nicht ernsthaft in
Angriff genommen wurde, stellen eine
Gefahrenherd dar, der jederzeit wieder
ausbrechen kann.“

Insgesamt eine sehr informative Publi-
kation, geeignet dazu, den „Mehrwert“
aufzuspüren, der sich aus dem Zu-
sammenwirken verschiedener Akteure
im Konfliktverlauf ergeben kann.

*

(4) Die Frage nach dem Verhältnis von
Demokratien zum Krieg stellt sich
dringlicher denn je zuvor, nicht zuletzt
auch deswegen, weil wir fest daran
glauben wollen, dass Krieg in Demo-
kratien nicht mehrheitsfähig ist. Sobald
– theoretisch angenommen – das ge-
samte Staatenwesen nur noch aus De-
mokratien besteht, würde Krieg nicht
mehr auf der Tagesordnung stehen
müssen.

Die Arbeitsgemeinschaft für Friedens-
und Konfliktforschung (AFK) ist an-
lässlich ihrer Jahreskonferenz 2003 an
der Evangelischen Akademie Iserlohn,
quasi am Vorabend des Irak-Kriegs,
diesen Fragestellungen nachgegangen
und hat die Ergebnisse des Kollo-
quiums nunmehr vorgestellt. Die ver-
einten Bemühungen von 20 Wissen-
schaftlern können sich sehen lassen,
wenngleich die in angemessener Sach-
lichkeit veröffentlichten Erkenntnisse

manchen friedensbewegten Kolle-
gInnen hinreichend Anlass zur
weiteren Skepsis bieten dürften.

Die Herausgeber erörtern in der
Einführung die Theorie des De-
mokratischen Friedens „geprägt
durch ein spezifisch liberales Welt-
und Gesellschaftsbild, in dem aus
vernunftpraktischen Überlegungen
wie zugleich aus normativen
Gründen Krieg kein geeignetes
Mittel der Konfliktaustragung dar-

stellt“. Empirisch wird ein „Doppelbe-
fund“ definiert: „Demokratien führen
tatsächlich untereinander (fast) keine
Kriege und tragen politische Konflikte
überwiegend mit nicht-militärischen
Mitteln aus. Gegenüber nicht-demokra-
tischen Staaten zeichnet sich das Ver-
halten von Demokratien aber durch ei-
ne ebenso unfriedliche außenpolitische
Bilanz aus, wie sie auch bei autoritären
Staaten zu beobachten ist.“ Diese Auf-
fassung wird in der aktuellen Tagespo-
litik bestätigt: die ersten Forderungen
nach einer militärischen Intervention
im Sudan kamen von humanitären Or-
ganisationen und Politikern, die sich
auf einen friedenspolitischen Hinter-
grund berufen.

Zur Kernfrage nach der Friedfertigkeit
demokratischer Staaten kann man aus
unterschiedlichen Beiträgen lernen,
welchen Entwicklungsprozess die äl-
teste und größte Demokratie, die Ver-
einigten Staaten, in diesem Zusammen-
hang durchlaufen hat. „Als der Kampf
um die Unabhängigkeit entschieden
war – 1783 – , schickte der Kongress
die Truppen nach Hause“ führt Bernd
Greiner aus und bewilligte ein stehen-
des Heer von 80 (achtzig) Mann. 1814,
nach dem neuerlichen Krieg gegen
England, waren nur 6000 Mann unter
Waffen geblieben, ... und der Gouver-
neur von Massachusetts hatte sich im
Jahr 1812 unter Hinweis auf die dem
Militär abgeneigten Bürger seines Lan-
des geweigert, einer Bitte des Kongres-
ses nach Verstärkung nachzukommen.“ 

Nach dem Ersten Weltkrieg hatten die
USA ihre Truppen sofort demobilisiert,
die Existenz von Militär, vor allem von
Landstreitkräften, sei von der „über-
wältigenden Mehrheit in Politik und
Wirtschaft als letztlich mit einer bür-
gerlich-liberalen Gesellschaft nicht ver-
einbar angesehen worden“. Schon kurz
vor dem Schock über Pearl Harbor dia-
gnostizierte der Historiker David M.
Kennedy den Beginn einer „politischen
Ökonomie der Angst“, die über den
Zweiten Weltkrieg, den Kalten Krieg
und schließlich nach dem 11.09.2001
als vorläufigem Höhepunkt mit der
„schleichenden Entmachtung der Zivil-
gesellschaft“ einhergeht. Albrecht Funk
spricht gar von einem „Doppelstaat
amerikanischer Prägung, der sich
gegenüber seinen BürgerInnen weitge-
hend als Rechtsstaat verhalte, Nicht-
BürgerInnen jedoch eine rechtsstaatli-
che Behandlung vorenthalte“. 

Die Frage lautet:
Wenn die äl-
teste Demo-
kratie der Welt
sich innerhalb von
220 Jahren vom „Antimili-
tarismus“ hin zur Super-
Militärmacht“ entwickelt
konnte, wenn die aktuelle
Administration ohne Bekümmerung die
Vorzüge der „soft-power“-Ausstrah-
lung einer so erfolgreichen Staatsform
vernachlässigen kann – was wird dann
von der Europäischen Union zu erwar-
ten sein, wenn Demokratie und Wohl-
stand in all ihren Mitgliedstaaten wei-
ter vorangeschritten sind? Hier könnte
eine neue Fragestellung für die AFK
gesehen werden.

Der Begriff „Feindbild“ taucht wieder
auf, gleichzeitig kontrastiert bei den
Demokratien, so Werner Ruf, „der An-
spruch auf eine friedliche und an der
Achtung der Menschenrechte orientier-
te Politik“ mit deren „hegemonialer Ar-
roganz“ und den „Double Standards“
ihres Außenverhaltens, am Ende steht
ein „dichotomisiertes Weltbild.“

Mehrere Autoren, wie Harald Müller,
Christopher Daase und Sven Chojnacki
halten es für wahrscheinlich, dass „der
Anspruch demokratischer Staaten auf
die universelle Durchsetzung demokra-
tischer Normen und die Verbreitung
von Demokratie im internationalen
System militärische Gewalt als Hand-
lungsoption wahrscheinlicher mache“.

Unter der Prämisse, dass die AFK zu-
treffend beobachtet und gefolgert hat,
sind dem Band zahlreiche bedenkens-
werte Zusammenhänge zu entnehmen.
Inhaber von pazifistischen Positionen
werden vielfach nicht zustimmen kön-
nen, die Mehrzahl der kritischen Zeit-
genossen wird sich aber, wie einst Gott-
fried Benn, die Frage stellen müssen,
„ob man nicht die Schwerter halten
müsse vor die Stunde der Welt“. Es
geht um nichts Geringeres als die Ver-
teidigung der Würde und der unveräu-
ßerlichen Rechte von Milliarden von
Menschen – der kritische Punkt ist aber,
ob wir in der Ersten Welt zukünftig da-
für unsere Haut und unsere Seelen ein-
setzen wollen. Wolf Poulet
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